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Stellungnahme der Evangelischen Kirchen in Rheinland-Pfalz zum Entwurf ei-

nes Landesgesetzes über die Weiterentwicklung der Erziehung, Bildung und 

Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege (KiTa-

Zukunftsgesetz). 

Diese Stellungnahme ist inhaltsgleich mit der Stellungnahme der rheinland-

pfälzischen (Erz-)Diözesen. Dies war uns auch deshalb ein besonderes Anliegen, da 

ca. 50 % der Tageseinrichtungen in Rheinland-Pfalz sich in kirchlicher Trägerschaft 

befinden und die angesprochenen Fragestellungen die Kirchen in gleicher Weise 

betreffen. 

 

Vorbemerkungen 

Wir danken der Landesregierung für den Entwurf eines KiTa-Zukunftsgesetzes, das 

den veränderten Bedingungen des Aufwachsens von Kindern in unserer Gesellschaft 

Rechnung tragen und dafür in vielfacher Hinsicht grundlegende Veränderungen vor-

sehen möchte. Die Landesregierung folgt damit einem Beschluss ihres Koalitionsver-

trags von 2016, der vorsieht, partizipativ gemeinsam mit allen Akteuren im Feld der 

Erziehung, Bildung und Betreuung von Kindern in Tagesstätten und Tagespflege ei-

ne Novellierung des Kindertagesstättengesetzes aus dem Jahr 1991 auf den Weg zu 

bringen. 

Auch von Seiten der Evangelischen Kirchen in Rheinland-Pfalz wurden in den ver-

gangenen Jahren und schon vor 2016 immer wieder Änderungs- und Ergänzungs-

vorschläge hierfür unterbreitet. Diese zielten insbesondere darauf, 

- die Qualität im Sinn der Bildungs- und Erziehungsempfehlungen zu sichern, wei-

terzuentwickeln und die hierfür erforderlichen Mittel verlässlich und regelmäßig – 

statt nur projektorientiert – zur Verfügung zu stellen, 
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- die Personalbemessung bedarfsgerecht, in Verbindung mit konzeptioneller Trä-

gerverantwortung klar und verbindlich zu regeln, 

- und bei all dem die Gesamtkosten (Personal-, Sach-, Bau- und Investitionskosten 

sowie Overheadkosten) zu berücksichtigen und zu einer signifikanten Senkung 

des über die Jahre kontinuierlich gestiegenen Eigenanteils der kirchlichen Träger 

zu kommen. 

Die beiden großen Kirchen wirken in diesem Feld mit ihren insgesamt über 1.000 

Kindertagesstätten in Rheinland-Pfalz in Erfüllung einer staatlichen Pflichtaufgabe 

partnerschaftlich mit dem Land und den Kommunen zusammen und bringen hierfür 

erhebliche Eigenmittel ein, die schon heute insgesamt über 110 Millionen Euro jähr-

lich betragen. Dabei würdigen wir ausdrücklich die Bemühungen in der Vergangen-

heit seitens des Landes und der Kommunen um Lösungen zur Entlastung der kirchli-

chen Träger. Die kirchlichen Träger äußern allerdings vermehrt die große Sorge, in-

folge der bereits jetzt zu hohen Belastungen, Trägerschaften abgeben zu müssen. 

Dabei ist es ihr ausdrückliches Anliegen, sich auch zukünftig im Bereich der Kinder-

tagesstätten zu engagieren und die dort erreichten Qualitätsstandards zu sichern und 

weiterzuentwickeln. 

Wir begrüßen deshalb, dass einige unserer Vorschläge nun in dem vorliegenden Ge-

setzentwurf aufgegriffen wurden, insbesondere auch unsere schriftlich eingereichten 

Hinweise vom 06.01.2017 und vom 06.09.2018 sowie unsere mündlich vorgetrage-

nen Anregungen in Gesprächen, zu denen wir eingeladen waren. Unser Dank gilt 

dem Bildungsministerium für die Beteiligung. Bei dem jetzt vorliegenden Gesetzent-

wurf erkennen wir sichtbare Korrekturen gegenüber dem Referentenentwurf des Mi-

nisteriums, zugleich sehen wir weiterhin ungelöste Probleme. 

Im Folgenden werden wir zunächst (I.) eine allgemeine Einschätzung abgeben und 

sodann (II.) zu einzelnen Regelungen Stellung beziehen. 

 

I. Allgemeine Einschätzung 

Die Evangelischen Kirchen in Rheinland-Pfalz unterstützen – wie auch in ihren Stel-

lungnahmen 2017 und 2018 betont – ein zukunftsweisendes Kindertagesstättenge-

setz,  

- welches das Kindeswohl in den Mittelpunkt stellt,  

- eine fachlich qualitativ hochwertige Arbeit in den Kindertagesstätten ermöglicht 
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- und in auskömmlicher Weise die Notwendigkeiten der verschiedenen Verantwor-

tungsträger in diesem Handlungsfeld berücksichtigt.  

Den Kirchen wie auch anderen frei-gemeinnützigen Trägern werden vom Grundge-

setz der Bundesrepublik Deutschland und durch die Landesverfassung des Landes 

Rheinland-Pfalz nicht zuletzt vor dem Hintergrund der Erfahrungen mit zwei Diktatu-

ren in Deutschland ein grundsätzlicher subsidiärer Vorrang bei Aufgaben wie dem 

Angebot von Kindertagesstätten eingeräumt. Dabei hat der Staat die kirchliche Trä-

gerautonomie zu respektieren. 

Wir begrüßen grundsätzlich die für den Gesetzentwurf formulierte Zielsetzung, 

„…das System der Kindertagesbetreuung in Tageseinrichtungen insbesondere unter 

Beachtung qualitativer Gesichtspunkte weiterzuentwickeln, die guten Standards zu 

sichern und sie dabei bedarfsgerecht und gleichmäßig in die Fläche zu tragen“ (KiTa-

Zukunftsgesetz, S. 1 unter A). Diese Zielsetzung deckt sich mit unseren Erwartungen 

an das Gesetz, die Sicherung und Weiterentwicklung der Qualität in den Einrichtun-

gen in städtischen wie in ländlichen Regionen im Blick auf das Kindeswohl zu ge-

währleisten. 

Auf dieser Grundlage begrüßen wir weiterhin, 

- dass die bisherigen unterschiedlichen Finanzierungsstränge in eine Gesamtsys-

tematik integriert werden (platzbezogene Ist-Finanzierung), 

- dass projekthafte Finanzierungen in feste Finanzierungen überführt werden,  

- dass eine Ausweitung des Rechtsanspruchs auf sieben Stunden durchgängige 

Betreuungszeit als Schritt hin zu einem bedarfsgerechten Angebot formuliert wird, 

- dass erstmalig ein Leitungsdeputat als Einstieg in eine angemessene Bewertung 

dieser zentralen Aufgabe gesetzlich verankert wird, 

- und dass die Mittel für Qualitätssicherung und Qualitätsentwicklung zur jährlichen 

Zuweisung an Kindertagesstätten in frei-gemeinnütziger Trägerschaft von 2.500 

Euro auf 4.500 Euro pro Einrichtung und Jahr erhöht werden.  

Wir begrüßen zudem, dass einige unserer Anregungen zum Referentenentwurf jetzt 

aufgegriffen wurden, insbesondere, 

- dass die Personalbemessung leicht verbessert wird, 

- dass Praxisanleitung, Fortbildung und Fachberatung gesetzlich verankert und bei 

den Personalkosten berücksichtigt werden, 
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- dass zusätzliche Investitionsmittel in Höhe von 13,6 Mio. Euro für Küchenausstat-

tungen etc. zur Verfügung gestellt werden, an denen auch die frei-

gemeinnützigen Träger partizipieren können, 

- dass die Planungstoleranz bei Fehlbelegung zumindest übergangsweise deutlich 

über 8% liegen wird, 

- dass die Mittel für das Sozialraumbudget erhöht und darüber hinaus dynamisiert 

werden,  

- und dass die Belange kirchlicher Trägerautonomie stärker berücksichtigt werden. 

Außerdem betrachten wir es als einen Schritt nach vorne, dass die Landesregierung 

nunmehr 81,4 Millionen Euro statt wie im Referentenentwurf vorgesehen 62 Millionen 

Euro zusätzlich zum Ist-Stand in das KiTa-System in Rheinland-Pfalz investieren will. 

Wir hätten uns allerdings eine Beteiligung in Bezug auf die Verwendung der Bun-

desmittel gewünscht, wie nach § 3 Abs. 3 Gute-Kita-Gesetz (Handlungskonzepte und 

Finanzierungskonzepte der Länder) vorgesehen: „Bei der Analyse der Ausgangslage 

nach Absatz 1 sowie bei der Ermittlung der Handlungsfelder, Maßnahmen und Hand-

lungsziele nach Absatz 2 sollen insbesondere die örtlichen Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe, die kommunalen Spitzenverbände auf Landesebene, die freien Träger, 

Sozialpartner sowie Vertreterinnen und Vertreter der Elternschaft in geeigneter Wei-

se beteiligt und wissenschaftliche Standards berücksichtigt werden.“ 

Probleme bereiten uns vorgesehene Regelungen im Gesetzentwurf, die entweder 

Anregungen von Seiten der kirchlichen Träger weiterhin nicht aufnehmen oder zu 

kurz greifen. Wir bedauern, 

- dass unsere seit Langem vorgetragenen Bitte, sämtliche Kostenblöcke (Personal-

, Sach-, Bau- und Investitions- sowie Overheadkosten), im Gesetz zu verankern, 

nicht aufgegriffen wird (vgl. unsere Ausführungen zu § 5), 

- dass der seit mehr als zehn Jahren vorgetragenen Bitte der Kirchen, die Eigen-

leistungen der kirchlichen Träger bezogen auf die Gesamtkosten zu senken, nicht 

Rechnung getragen wird (vgl. unsere Ausführungen insbesondere zu § 5 und § 

14 KiTaG-E), 

- dass auch die für die Qualitätssicherung und Qualitätsentwicklung vorgesehenen 

erhöhten Zuweisungen von 4.500 Euro pro Einrichtung und Jahr nicht im entfern-

testen eine systematische gesetzliche Regelung der Refinanzierung in Bezug auf 

sämtliche Kostenblöcke ersetzen können, 
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- dass wesentliche Inhalte nicht im Gesetz geregelt und stattdessen in Rechtsver-

ordnungen oder eine Rahmenvereinbarung verwiesen werden; der verfassungs-

rechtlich vorgesehene Vorbehalt des Gesetzes wird somit nicht berücksichtigt; 

- dass die Regelungsdichte dieses Gesetzentwurfs zu gering ist, was zu unter-

schiedlichen rechtlichen Auslegungen führen wird, die dann in verwaltungsge-

richtliche Verfahren zu münden pflegen, 

- dass die notwendige Trennschärfe zwischen Anspruchs- und Soll-Regelungen bei 

den Ausführungen zu den sieben Stunden durchgängiger Betreuungszeit und 

zum Mittagessen nicht eingehalten wird; dies lässt die gebotene Rechtsklarheit 

vermissen und weckt uneinlösbare Erwartungen bei den Eltern (vgl. unsere Aus-

führungen zu § 14 KiTaG-E), 

- dass die zusätzlichen Investitionsmittel in Höhe von 13,6 Mio. Euro für Küchen-

ausstattungen etc. weit davon entfernt sind, den zu erwartenden tatsächlichen 

Bedarf auch nur annähernd zu decken, 

- dass das Leitungsdeputat gegenüber dem Referentenentwurf nicht dem tatsächli-

chen Bedarf entsprechend erhöht wird und zudem die gestiegenen Anforderun-

gen an Verwaltungsaufgaben nicht die notwendige Berücksichtigung finden, wie 

sie nach einschlägigen Studien erforderlich wären, 

- dass Unklarheiten in Bezug auf Zuweisungen aus dem Sozialraumbudget beste-

hen und keine eigenen Mittel für Inklusion zugewiesen werden, 

- dass die Leistungsausweitungen (Ü 2, sieben Stunden Betreuung, Mittagessen, 

Leitungsdeputat, Verwaltungsaufgaben etc.) insgesamt nicht ausreichend perso-

nalisiert und finanziert sind, sodass statt einer Sicherung und Weiterentwicklung 

der Qualität ein Sinken der Standards zu befürchten ist. 

Wir gehen davon aus, dass es in der Folge zu einer Mehrbelastung der kirchlichen 

Träger kommen wird statt zu der dringend gebotenen Entlastung (vgl. unsere Aus-

führungen zu § 14). 

Wir halten eine Gesetzesfolgenabschätzung für hilfreich (vgl. unsere Ausführungen 

zu § 14) und ebenso eine Wiederbelebung des Kita-Tags der Spitzen als regelmäßig 

tagendes Gremium, erweitert um die Gewerkschaften ver.di und GEW. Wir empfeh-

len, dass dieses Gremium auch die Aufgabe der partizipativen Begleitung und Evalu-

ierung der Umsetzung des KiTaG-E übernimmt. 
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II.  Im Einzelnen 

Im Folgenden soll zu einzelnen Punkten detailliert Position bezogen werden. Zu-

nächst wird zu den bedeutendsten Aspekten Stellung bezogen, hernach folgt, in Rei-

henfolge der Normierung im Gesetz, zu den weiteren offenen Fragen oder kritischen 

Punkten eine Positionierung. 

 

1. Zu § 5 Abs. 2 KiTaG-E Trägerschaft 

Wie schon in der evangelischen Stellungnahme zum Referenten-Entwurf, wird be-

grüßt, dass das Bekenntnis zur Trägervielfalt in § 5 Abs. 1 KiTaG-E ausdrücklich 

normiert ist und in § 19 Abs. 3 KiTaG-E ein Hinwirken auf den Betrieb durch freie 

Träger festgehalten ist. Dieses Bekenntnis zur Pluralität spiegelt sich jedoch nicht 

ausreichend in der Gestaltung des § 5 Abs. 2 KitaG-E wieder. Dieser wirft in vielfälti-

ger Hinsicht Bedenken auf.  

 

a. Verfassungsrechtliche Bedenken 

In § 5 Abs. 2 S. 2 des KiTaG-E ist vorgesehen, dass die kommunalen Spitzenver-

bände mit den Kirchen und Religionsgemeinschaften des öffentlichen Rechtes und 

den auf Landesebene zusammengeschlossenen Verbänden der freien Wohlfahrts-

pflege eine Rahmenvereinbarung über Planung, Betrieb und Finanzierung von Ta-

geseinrichtungen schließen, die die Grundlage für die Vereinbarungen auf örtlicher 

Ebene bildet. 

Im ministeriellen Anhörungsverfahren hatten die Kirchen und die Verbände der freien 

Wohlfahrtspflege eine Änderung des zunächst vorgelegten Entwurfs dahingehend 

erbeten, dass die einzelnen Kostenarten, auf die sich die Vereinbarungen auf örtli-

cher Ebene beziehen, im Gesetz selbst und nicht lediglich in einer Rahmenvereinba-

rung benannt werden müssen. Leider wurde diese Anregung im Rahmen des minis-

teriellen Anhörungsverfahrens nicht aufgegriffen, weshalb es nun auch hinsichtlich 

des überarbeiteten Entwurfs erhebliche verfassungsrechtliche Bedenken gibt. 

Wesentliche Fragen der Finanzierung bzw. Refinanzierung einer staatlichen Pflicht-

aufgabe können aufgrund des hier geltenden Vorbehaltes des Gesetzes nicht auf die 

Ebene einer Rahmenvereinbarung ausgelagert werden. Dies gilt umso mehr, als es 

auf Ebene einer Vereinbarung keinen Kontrahierungszwang geben kann und inso-
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weit ungewiss ist, ob überhaupt und ggf. mit welchem Inhalt eine Vereinbarung zu-

stande kommt. Von Seiten des Bundesverfassungsgerichtes wurde auch im Hinblick 

auf die Leistungsverwaltung deshalb der sog. Wesentlichkeitsgrundsatz entwickelt, 

wonach alle wesentlichen Fragen vom Gesetzgeber selbst geregelt werden müssen. 

Deshalb möchten wir hier noch einmal anregen, die Gesamtkosten des Einrichtungs-

trägers im Sinne einer Vollkostenrechnung – nach Abzug der Landeszuweisungen zu 

den Personalkosten – für die mit den Gemeinden und den örtlichen Trägern der öf-

fentlichen Jugendhilfe zu treffenden Finanzierungsvereinbarung zugrundezulegen. 

Aufgrund des Vorbehaltes des Gesetzes müsste es hierzu jedoch Ausführungen im 

Gesetz selbst geben und nicht lediglich in einer Rahmenvereinbarung. Dem Wesent-

lichkeitsgrundsatz des Bundesverfassungsgerichtes folgend, wäre es u. E. erforder-

lich, die einzelnen Kostenarten (Personalkosten, Sachkosten, Bau- und Investitions-

kosten sowie die Overheadkosten) gesetzlich einzeln zu benennen. 

 

b. Fehlende Bestandsschutzregelung 

Darüber hinaus fällt auf, dass § 5 Abs. 2 KiTaG-E keine Bestandsschutzregelung 

enthält. Dies ist mit dem hier für die Einrichtungsträger geltenden Grundsatz des Ver-

trauensschutzes nicht zu vereinbaren. 

Wir regen deshalb an, § 5 Abs. 2 KiTaG-E noch um eine entsprechende Bestands-

schutzklausel zu erweitern, die es den Einrichtungsträgern ermöglicht, an den bisher 

geltenden örtlichen Finanzierungsvereinbarungen festzuhalten. Dies gilt ausdrücklich 

auch für Nullgruppen, die alle anlässlich von bundes- oder landesseitiger Einführung 

von Rechtsansprüchen entstanden sind. Auch sie müssen zukünftig als solche fort-

geführt werden können. Eine entsprechende schützende Normierung ist aufzuneh-

men. 

 

c. Sozialrechtliche Bedenken 

Die Funktion der freien Träger, insbesondere auch der kirchlichen, hinsichtlich eines 

Rechtsanspruchs auf einen Platz in einer Tageseinrichtung wird im KiTaG-E ver-

kannt. Bereits bundesrechtlich besteht gem. § 24 SGB VIII ein Rechtsanspruch des 

Kindes auf einen Platz in einer Tageseinrichtung. Gem. § 79 SGB VIII richtet sich der 

Rechtsanspruch gegen den Träger der öffentlichen Jugendhilfe, der verpflichtet ist, 

für ausreichende Betreuungsplätze zu sorgen. Unter Wahrung des Subsidiaritäts-
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grundsatzes, § 4 Abs. 2 SGB VIII, hat der Träger der freien Jugendhilfe hierzu insbe-

sondere die konfessionellen Träger einzubeziehen. Für die Ermöglichung des 

Wunsch- und Wahlrechts gem. § 5 Abs. 1 SGB VIII sowie der von § 3 SGB VIII ge-

forderten Angebotsvielfalt spielen die konfessionellen Träger eine maßgebliche Rol-

le, da nur sie konfessionelle Angebote bereitstellen dürfen. Der Staat bzw. die Kom-

munen können zwar Tageseinrichtungen mit speziellen pädagogischen Schwerpunk-

ten betreiben, jedoch aufgrund der Verpflichtung zur religiös-weltanschaulichen Neut-

ralität können konfessionelle Einrichtungen nur durch kirchliche Träger betrieben 

werden. Einer derartigen Bedeutung im System der Kindertagesbetreuung wird die 

unzureichende Finanzierung, wie sie in § 5 Abs. 2 KiTaG-E geregelt ist, nicht ge-

recht. Die kirchlichen Träger auf Rahmenvereinbarungen mit den Kommunen zu 

verweisen, verkennt die Stoßrichtung, in die sich das Kindertagesbetreuungssystem 

durch Normierung der Rechtsansprüche zunehmend bewegt.  

Die Abschaffung eines festen Trägeranteils im KiTaG-E und der Verweis auf Rah-

menvereinbarungen als Anspruchsgrundlage der freien Träger zur Kostenerstattung 

über den Anteil der Landeszuweisungen (§ 25 Abs. 2 KiTaG-E) hinaus sorgt für er-

hebliche finanzielle Unsicherheit seitens der kirchlichen Träger. Bislang war die Refi-

nanzierung der Leistungen schon nicht auskömmlich. Jetzt wird die Unsicherheit 

größer statt kleiner – und das in Zeiten, in denen die herrschende Literatur einen 

ganz anderen Weg einschlägt, dahingehend freie Träger aus der Kostenbeteiligung 

für die Umsetzung eines Rechtsanspruchs komplett zu entlasten (so z.B. Gutachten 

Prof. Wiesner zum Referentenentwurf des Kindertagesstättengesetzes Rheinland-

Pfalz vom 23.09.2018, ganz aktuell und mit vielen Nachweisen und allgemeinen Aus-

führungen Gutachten Prof. Huster / Dr. Kießling zur KiBiz-Novelle 2019 in NRW). 

Die kirchlichen Träger fordern daher – erneut – eine auskömmliche Finanzierung für 

alle Kostenbereiche (Personal-, Sach- Bau- und Investitionskosten sowie Overhead-

kosten), eine Festlegung aller Kostenarten im Gesetz und ein Bekenntnis zu quali-

tätsvoller Kinderbetreuung auch in der Finanzierung derselben. 

Das in § 5 Abs. 2 KiTaG-E enthaltene System, welches auf Rahmenverträge ver-

weist, verkennt die Systematik, in der sich die Kinderbetreuung abspielt. Die Träger 

der öffentlichen Jugendhilfe bedienen sich auch der freien Träger zur Erfüllung eines 

an sie gerichteten Rechtsanspruches. Innerhalb des durch den Rechtsanspruch ge-

schaffenen Verhältnisses ist ein Rahmenvertrag systemwidrig und nicht mit den 

Grundsätzen der Finanzierung im sozialhilferechtlichen Dreieck bei vorhandenen 



Seite 9                                    Stellungnahme Ev. Kirchen vom 
19.06.2019 

 

Rechtsansprüchen vereinbar (herrschende Literatur, so z.B. Gutachten Prof. Wiesner 

zum Referentenentwurf des Kindertagesstättengesetzes Rheinland-Pfalz vom 

23.09.2018, ganz aktuell und mit vielen Nachweisen und allgemeinen Ausführungen 

Gutachten Prof. Huster / Dr. Kießling zur KiBiz-Novelle 2019 in NRW). 

Auf S. 38 der Begründung zum KiTa-ZG wird mit dem jugendhilferechtlichen Prinzip 

des § 74 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 SGB VIII für einen angemessenen Eigenanteil argumen-

tiert. Eine Berufung auf § 74 SGB VIII und dessen Grundsätze hinsichtlich der Kin-

dertagesbetreuung ist jedoch problematisch. Eine Subventionsfinanzierung bei der 

Erfüllung von Rechtsansprüchen ist, wie bereits dargestellt, nicht mehr angezeigt. 

Zudem soll § 74 SGB VIII nach dem Willen des Bundesgesetzgebers für die Finan-

zierung von Tageseinrichtung bereits seit 2005 nicht mehr zur Anwendung kommen, 

vgl. BT-Drs. 15/3676 S. 39. Vielmehr ist § 74a SGB VIII anzuwenden, der die Rege-

lung der Finanzierung an die Länder gibt. Eine Anwendung des § 74 SGB VIII wird 

übergangsmäßig, bis der Landesgesetzgeber seiner Kompetenz diesbezüglich nach-

kommt, bejaht, vgl. Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz, Urteil vom 24. Januar 

2008 – 7 A10974/07 –, juris Rn. 21f. Mit der Schaffung eines neuen KitaG sollte der 

Landesgesetzgeber die ihm übertragene Verantwortung übernehmen und sich nicht 

weiterhin auf § 74 SGB VIII berufen, selbst wenn ihm das rechtlich nicht zwingend 

verwehrt sein mag. § 74a SGB VIII verlangt von den Trägern der Kindertageseinrich-

tungen die Erfüllung der „rechtlichen und fachlichen Voraussetzungen“. Ein eigener 

wirtschaftlicher Beitrag wird hier aber – anders als in § 74 SGB VIII – nicht verlangt. 

Die Begründung, dass bereits ein Verhandlungssystem etabliert sei, dem bei der Ge-

setzgebung Rechnung getragen werden müsse, greift nicht. Das Verhandlungssys-

tem hat sich etabliert, weil das alte Gesetz immer weniger mit der Realität in Über-

einstimmung zu bringen war. Es ist gerade die Aufgabe von Gesetzen, auch Realitä-

ten zu ändern; dies unterstreicht auch die Existenz des Rückwirkungsverbotes, wel-

ches sich aus Art. 20 GG, Rechtsstaatsprinzip, Art. 77 II LV herleitet. Es ist kein 

rechtlicher Grund ersichtlich, wieso nicht ein Paradigmenwechsel hätte erfolgen kön-

nen. 

Im Übrigen ist auch die Argumentation hinsichtlich des in der Begründung zum KiTa-

ZG auf S. 39 genannten Wiesner-Gutachtens fehlerhaft. Das Gutachten führt ledig-

lich aus, dass ein fester Trägeranteil kleinere Träger unangemessen benachteiligen 

würde. Eine Tagesstättenfinanzierung, die ohne Trägereigenanteil gestaltet ist, oder 

eine Deckelung auf eine bestimmte Summe hingegen widersprechen auch dem 
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Wiesner-Gutachten nicht. Eine Finanzierung ohne Trägeranteil fördert alle Träger 

gleichermaßen, insbesondere auch kleinere. Eine Deckelung lässt Spielraum zu, um 

angemessene Regelungen zu finden. Eine klare Regelung sorgt für erhebliche 

Rechtssicherheit und Verlässlichkeit. Der Verwaltungsaufwand von Verhandlungen 

wird deutlich geringer und die Gefahr fehlender Einigungen sinkt erheblich. 

Es ist zu berücksichtigen, dass insbesondere innerhalb kirchlicher Träger erhebliche 

ehrenamtliche Leistungen, z.B. durch Presbyterien, Kirchenvorstände, Pfarrgemein-

de oder -verwaltungsräte erbracht werden. 

 

d. Zusammenfassung 

Aufgrund der vorstehenden Ausführungen fordern die kirchlichen Träger daher, dass 

sämtliche Kostenarten im Gesetz geregelt werden. 

§ 5 Abs. 2 ist noch um eine entsprechende Bestandsschutzklausel zu erweitern, die 

es den Einrichtungsträgern ermöglicht, an den bisher geltenden örtlichen Finanzie-

rungsvereinbarungen festzuhalten. Dies gilt insbesondere für die Berücksichtigung 

der genannten Nullgruppen. 

Auch ehrenamtliche Leistungen, die innerhalb der Träger erbracht werden, z.B. 

durch Presbyterien, Kirchenvorstände, Pfarrgemeinde oder -verwaltungsräte sind als 

Eigenleistung anzuerkennen. 

Vor diesem Hintergrund und aufgrund der vorstehenden Ausführungen zur sozial-

rechtlichen Systematik in der Tagesbetreuung ist der Gesamtträgeranteil der Kirchen 

so gering wie möglich zu halten. 

 

2. § 14 Abs. 1 KiTaG-E Durchgängiger Rechtsanspruch / Mittagessen  

§ 14 Abs. 1 S. 2 KiTaG-E lautet: Er [der Rechtsanspruch] umfasst im Rahmen der 

Öffnungszeiten der Tageseinrichtung montags bis freitags eine tägliche Betreuungs-

zeit von regelmäßig durchgängig sieben Stunden, die als Vormittagsangebot ausge-

staltet werden sollen. § 24 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 Satz 2 des Achten Buches Sozi-

algesetzbuch bleibt unberührt. Bei Angeboten, die eine Betreuung über die Mittags-

zeit mit einschließen, soll ein Mittagessen vorgesehen werden; dabei können die 

Qualitätsstandards der Deutschen Gesellschaft für Ernährung e. V. als Orientierung 

dienen. 
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(§ 24 II 2 SGB VIII: „Abs. 1 S 3 gilt entsprechend“; § 24 I 3 SGB VIII: „Der Umfang 

der täglichen Förderung richtet sich nach dem individuellen Bedarf“; § 24 III 2 SGB 

VIII: „Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben darauf hinzuwirken, dass für die-

se Altersgruppe [schulpflichtige Kinder] ein bedarfsgerechtes Angebot an Ganztags-

plätzen zur Verfügung steht.“) 

§ 14 Abs. 1 KiTaG-E samt dazugehöriger Übergangsvorschrift tritt zum 1. Juli 2021 

in Kraft, vgl. Artikel 4 Inkrafttreten Kita-ZG-Entwurf. 

§ 14 Abs. 1 KiTaG-E vermischt Anspruchsregelungen und Soll-Vorschriften. So steht 

auf S. 55 der Begründung zum KiTaG-ZG z.B. „Dadurch ist einerseits sichergestellt, 

dass bei Betreuungsangeboten über die Mittagszeit grundsätzlich eine geregelte 

Form der Mittagsverpflegung stattfindet.“ Fortgeführt wird der Text mit der Erläute-

rung, dass sich der bisher schon bestehende Verbindlichkeitsgrad nicht ändern und 

es nach wie vor eine Entscheidung vor Ort sei, wie die Kinderbetreuung ausgestaltet 

würde.  Auch die Kommunikation der Öffentlichkeit gegenüber zeigt die Problematik 

dieser Normierung. So trägt z.B. das Infopapier zum Küchenprogramm aus der Rei-

he „Gut zu Wissen“ (zur Verfügung gestellt unter www.zukunftsgesetz.rlp.de) den 

Titel „Rechtsanspruch auf 7 Stunden Betreuung und Mittagessen!“. Es wird im Spie-

gelpunkt 4 ausgeführt: „Der Rechtsanspruch auf 7 Stunden gute Betreuung und Bil-

dung, am Stück und mit Mittagessen, ist ein Kernelement des Kita-

Zukunftsgesetzes“. Dies wird nochmals auf der zweiten Seite am achten Spiegel-

punkt wiederholt. Erst im neunten Spiegelpunkt wird darauf hingewiesen, dass das 

Mittagessen eine „Soll-Vorschrift“ sei, es wird jedoch suggeriert, dass dies nur für 

den Umstellungsprozess als „Soll-Vorschrift“ ausgestaltet wäre. Ähnliche Umschrei-

bungen finden sich auch in den „FAQs Gesamtdokument“, S. 19f. Laut Epd Rhein-

land-Pfalz/Saarland vom 10.04.2019 verspricht Ministerpräsidentin Dreyer bei der 

Pressekonferenz zur Vorstellung des KiTaG-E: „Kein Kind muss künftig mehr mittags 

um 12 Uhr abgeholt werden“. Die Abgeordnete Brück stellt in der Landtagsdebatte 

am 21.02.2019 (Ds 17/8349, S. 4903) fest: „Ein Kernelement der Reform ist ein 

grundlegender Systemwechsel, von der Umstellung der Gruppenfinanzierung auf 

eine platzbezogene Finanzierung, verbunden mit einem Rechtsanspruch, sieben 

Stunden zu haben, inklusive Mittagessen.“ Die Abg. Lerch konstatiert in der gleichen 

Landtagsdebatte (21.02.2019, Ds 17/8379): „Hier geht es nicht um eine Suppenkü-

che. Hier geht es darum, dass ein ordentliches Mittagessen und die entsprechenden 

Räume bereitgestellt werden“. Und in der Veröffentlichung der SPD-Fraktion „KITAG-

http://www.zukunftsgesetz.rlp.de/
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ZUKUNFTSGESETZ: AUF EINEN BLICK heißt es „Mit dem neuen Rechtsanspruch 

auf sieben Stunden Betreuung am Stück – inklusive Mittagessen – erhalten Eltern 

mehr Planungssicherheit.“ 

In der Begründung zum KiTa-ZG wird auf S. 53 argumentiert, es ändere sich effektiv 

nichts zu dem seit 1991 bestehenden Anspruchsinhalt, § 5 II 1 KitaG. Zwischen ei-

nem hohen Verpflichtungsgrad, durchgängige Betreuung anzubieten und einem 

Rechtsanspruch auf durchgängig sieben Stunden Betreuung ist ein erheblicher Un-

terschied, insbesondere hinsichtlich der sich daraus ergebenden Konsequenzen. 

Auch der in der Begründung vielfach zitierte § 2 I 2,3 KitaLVO spricht nur davon, 

dass bei der Bedarfsplanung „wahlweise“ Plätze mit verlängertem Mittagsangebot 

vorgesehen werden sollen, nicht jedoch, dass diese als Regelfall vorzuhalten sind. 

Wahlweise bedeutet schon nach dem Wortlaut etwas anderes, als einen Rechtsan-

spruch auf eine durchgängige Betreuung umsetzen zu müssen.  

Die Übergangsvorschrift in § 31 Abs. 1 KiTaG-E für die Mittagessengestaltung ist in 

der derzeitigen Konstruktion eines Soll-Mittagessens redundant. In der Begründung 

zum KiTa-ZG auf S. 55 wird von einem Gestaltungsspielraum hinsichtlich der „kon-

krete[n] Ausgestaltung der Mittagsverpflegung“ geschrieben, im weiteren Verlauf 

ausgeführt, „andererseits enthielten die alten Regelungen den „notwendigen Gestal-

tungsspielraum, um die Wünsche der Eltern sowie die pädagogische Konzeption und 

die räumlichen Voraussetzungen der jeweiligen Tageseinrichtung aufeinander ab-

stimmen zu können. § 14 I 4 behält diesen Verbindlichkeitsgrad bei. Die konkrete 

Ausgestaltung des Angebots bleibt damit einem Bestimmungsprozess vor Ort vorbe-

halten (…)“. Dieser Spielraum ist mitnichten aus § 14 Abs. 1 S. 4 KiTaG-E zu lesen. 

Denn dieser normiert als „Soll-Anspruch“ nur, dass ein Mittagessen enthalten sein 

solle, nicht jedoch, dass es verschiedene Ausgestaltungsmöglichkeiten hinsichtlich 

der Öffnungszeiten geben solle. Dem steht die ausdrückliche Normierung des 

Rechtsanspruchs auf durchgängig sieben Stunden entgegen. 

Eine Betreuung von sieben Stunden am Stück ist weder als Vormittags- noch als 

Nachmittagsangebot ausgestaltbar ohne die Mittagszeit zu erfassen. Diese ist somit 

zwingend immer bei einem durchgängigen Betreuungsanspruch enthalten. In diesem 

Punkt hat das Ministerium auf Nachfrage seitens des Katholischen Büros bereits ein-

geräumt, dass „bei einem durchgängigen siebenstündigen Betreuungsangebot im-

mer über die Frage der Verpflegung nachgedacht werden“ müsse (E-Mail des Minis-
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teriums vom 27.5.2019). Auch hier wird im weiteren Verlauf wieder argumentiert, dies 

sei bereits heute so, was, wie bereits dargelegt, so nicht ganz zutreffend ist.  

Ein logisches Ineinandergreifen der Soll-Regelung hinsichtlich des Mittagessens so-

wie der Übergangsvorschriften dazu existiert nicht. Hier fehlt es an Trennschärfe 

zwischen Anspruch und Soll-Vorschrift, die im Sinne der erforderlichen Rechtsklar-

heit eines Gesetzes dringend erforderlich ist. 

Es ist somit festzuhalten, dass das Mittagessen vom Gesetzgeber gewollt und von 

den Eltern eingefordert werden wird. Die Erwartungshaltung der Elternschaft wurde 

durch die dargestellte Kommunikation in der Öffentlichkeit auf eine durchgängige 

Betreuung inklusive Mittagessen gerichtet. Es ist davon auszugehen, dass künftig 

alle Eltern durchgängige Betreuung in der Tageseinrichtung erwarten. 

In Folge stellt sich die Frage nach der Ausgestaltung des Mittagessens und der Kü-

cheneinrichtung sowie der Personalausstattung zur Mittagszeit für die Einrichtungen. 

Es ist fraglich, ob die vom Land angegebene Einberechnung der Verdichtung zur 

Mittagszeit in den Personalschlüssel ausreichend ist und die erforderliche Logistik 

bei der Einbeziehung aller Kinder in ein Mittagessen berechnet wurde. Ebenfalls ist 

offen, wie die Kosten für eine entsprechende Einrichtung der kirchlichen Tagesein-

richtungen getragen werden sollen. Grundsätzlich sind die Kommunen verpflichtet, 

den normierten Rechtsanspruch umzusetzen. Hierfür bedienen sie sich bereits jetzt 

in breitem Umfang der kirchlichen Einrichtungen, was die Verpflichtung gegenüber 

den kirchlichen Einrichtungen nach sich zieht, angemessene Mittel zum Ausbau der 

Kinderbetreuung – und das heißt konkret zu den räumlichen und personellen Vo-

raussetzungen – zur Verfügung zu stellen.  

Dem Gesetzgeber ist auch bewusst, dass die Verhältnisse in den Tageseinrichtun-

gen an den Rechtsanspruch angepasst werden müssen. Entsprechend wurde ein 

Investitionspaket aufgelegt, was sehr zu begrüßen ist. Es ist jedoch nicht zu sehen, 

dass das Investitionspaket, welches für den Gesamtausbau von Küchen und sub-

sidiär den Ausbau von Ess- und Schlafräumen in Höhe von 13,6 Mio. Euro (S. 16 der 

Begründung zum KiTa-ZG) angegeben ist, ausreichend sein wird. Somit werden die 

kirchlichen Träger wieder in die Situation gebracht, mit erheblichem Zeit- und Kos-

tenaufwand mit den Kommunen in Verhandlungen treten zu müssen, um den finan-

ziellen Aufwand des Umbaus in der Tageseinrichtung stemmen zu können. 
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Die Summe der bereitgestellten Mittel für Küchen und Ess- sowie Schlafräume muss 

erheblich nach oben korrigiert und die Berechnung nachvollziehbar dargelegt wer-

den. Die Frage der Personalbemessung ist zu überprüfen und gegebenenfalls zu 

korrigieren. 

Es ist festzuhalten, dass die durch den KiTaG-E angezielte Ausweitung des Leis-

tungsangebotes von kirchlicher Seite ausdrücklich begrüßt wird. Auf der anderen 

Seite darf jedoch hierbei nicht aus dem Blick geraten, dass die Kirchen bereits seit 

mehr als 10 Jahren mit dem Land in Verhandlungen stehen, um vor dem Hintergrund 

der Veränderungen kirchlicher Möglichkeiten eine Reduzierung der kirchlicherseits 

im Kita-Bereich eingebrachten Mittel zu erreichen. An dieser Stelle muss noch einmal 

betont werden, dass die beiden Kirchen jährlich etwa 110 Mio. Euro aus eigenen Mit-

teln einbringen, um eine staatliche Pflichtaufgabe umzusetzen. Die im KiTaG-E vor-

genommene Ausweitung des Leistungsangebotes führt jedoch ersten Berechnungen 

nach zu einem nochmaligen Anstieg des kirchlichen Mitteleinsatzes (in absoluten 

Zahlen). Dies würde aber den Erwartungen auf kirchlicher Seite, im Rahmen des 

neuen Kita-Gesetzes eine spürbare finanzielle Entlastung zu erreichen, entgegenlau-

fen. Nicht zuletzt aufgrund der rückläufigen Kirchensteuereinnahmen ist eine struktu-

relle Entlastung der kirchlichen Träger jedoch erforderlich, um das flächendeckende 

kirchliche Engagement im Kita-Bereich auch zukünftig zu erhalten.    

Zur genaueren Analyse der Auswirkungen des Gesetzes im Ganzen, aber insbeson-

dere im Hinblick auf die hier vorgenommene Ausweitung des Leistungsangebotes, 

scheint die Durchführung einer Gesetzesfolgenabschätzung erforderlich zu sein. Wie 

beschrieben, ist für die Träger der Tageseinrichtungen derzeit nicht absehbar, mit 

welchen Kosten der Betrieb der Einrichtung zukünftig verbunden sein wird. Die Pla-

nungssicherheit des Trägers, der hier schließlich für die Durchführung bzw. Umset-

zung einer staatlichen Pflichtaufgabe eigene Mittel in erheblichem Umfang einsetzt, 

sollte jedoch gewährleistet sein. Deshalb regen wir an, eine systemische Erfassung 

und Bewertung von voraussichtlichen und tatsächlichen Gesetzesfolgen (Gesetzes-

folgenabschätzung) durchzuführen. 

 

3. Inklusion in Tagesstätten, § 1 KiTaG-E und andere 

Ein inklusiver Ansatz sollte finanziell gefördert werden. Dies war bislang zumindest 

im Sozialraumbudget erfolgt. Es wird daher angeregt, mindestens im Sozialraum-
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budget (§ 25 Abs. 5 KitaG-E) – besser noch an anderer Stelle – eine Form von finan-

zieller Förderung (wieder-)aufzunehmen, um ggf. notwendige Maßnahmen wie Ver-

kleinerung von Gruppen und ggf. zusätzliches Personal zu ermöglichen und dies 

nicht nur nachrangig, wie im Infopapier zu Inklusion festgehalten. Das BTHG stellt 

mit der Eingliederungshilfe lediglich individuelle Förderung flankierend zur Seite, wel-

che die inklusive Arbeit unterstützt.  

 

4. Alltagsintegrierte Sprachförderung, §§ 3 Abs. 3, 21 Abs. 3, 25 IAbs. 2 KiTaG-E 

Der KiTaG-E nimmt die bislang zusätzlich geregelte Sprachförderung in die Vollzeit-

äquivalente der Ü2-Kinder auf, um alltagsintegrierte sprachliche Bildung in den Ta-

gesstätten zu betreiben (vgl. auch die Begründungen zum KiTa-ZG auf S. 35f, 69 

und 83). Im Team sollen Sprachbeauftragte, die entsprechend fortgebildet sind, si-

cherstellen, dass die alltagsintegrierte Sprachbildung umgesetzt wird. Wir regen an, 

dieser Fachkraft für sprachliche Bildung ein eigenes Vollzeitäquivalent zuzuordnen 

(ähnlich wie Praxisanleitung, § 21 Abs. 7 KiTaG-E).  

Dies halten wir deshalb für erforderlich, weil durch den Wegfall der zusätzlichen 

Sprachförderkräfte in Kitas sprachliche Bildung und kognitive Anregungsqualität all-

tagsintegriert erfolgen soll. Hierzu soll jede Kita aus dem Team Beauftragte für 

sprachliche Bildung benennen, die diesen Bildungsbereich im Team weiterentwickeln 

soll. 

 

5. § 19 KiTaG-E Bedarfsplanung 

Bei § 19 Abs. 2 KiTaG-E sollte der Begriff „Bedarfen“ statt des Begriffs „Bedürfnis-

sen“ verwendet werden.  Zum einen ist der Begriff „Bedürfnisse“ hier unklar, da es 

sich bei Bedürfnissen um subjektive Belange handelt, die individuell sehr verschie-

den empfunden werden können; deshalb sollte es hier „Bedarfen“ lauten; außerdem 

erscheint die Priorisierung der „Anliegen erwerbstätiger und in Ausbildung stehender 

Eltern“ ergänzungswürdig, da Familien ggf. auch prioritäre Bedarfe im Bereich der 

Versorgung betreuungs- und pflegebedürftiger Angehöriger haben können. 

Zudem würde der Begriff „Bedarfe“ auch der Terminologie des SGB VIII (§ 25 Abs. 1 

S. 2 SGB VIII) entsprechen. 
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6. § 21 KiTaG-E Personalausstattung 

Es wird begrüßt, dass die Personalausstattung sich in die richtige Richtung bewegt, 

auch wenn nicht alle erforderlichen Verbesserungen vorgenommen wurden.  

 

a. § 21 Abs. 1 KiTaG-E 

Auch wenn zu begrüßen ist, dass die Berechnung des Personals einfacher ist, weil 

nicht viele Sachverhalte einzeln geregelt werden, so bleibt doch zu kritisieren, dass 

die mittelbare pädagogische Arbeit, welche im Controllingpapier von 1999 bereits mit 

23% der Gesamtarbeitszeit bemessen wurde, nicht ausreichend in der Berechnung 

der Vollzeitäquivalente berücksichtigt wurde. 

 

b. § 21 Abs. 6 KiTaG-E 

Das Ziel der dauerhaften personellen Besetzung der Einrichtungen mit pädagogi-

schen Fachkräften ist zu begrüßen. Da die Personalausfallquote regelmäßig 15%-

20% beträgt, wie entsprechende Statistiken der Krankenkassen belegen können, ist 

die Sicherstellung durch dauerhafte Anstellung von Fachpersonal am besten zu ge-

währleisten. Insofern sollten die Personalquoten gem. Abs. 3 um 15-20% erhöht 

werden, um die Ausfälle durchgängig auszugleichen. Dies würde auch die im letzten 

Satz angesprochene Möglichkeit Nichtfachkräfte einzusetzen, die der gegenwärtigen 

Mangelsituation geschuldet ist, zugunsten der Fachlichkeit ausgleichen. 

 

c. § 21 Abs. 7 KiTaG-E 

Das in Absatz 7 normierte Budget zur Anleitung von Personen in Ausbildung in Kin-

dertagesstätten wird grundsätzlich begrüßt und kann zukünftig auch noch ausgebaut 

werden. 

 

7. § 22 KiTaG-E Leitung einer Tageseinrichtung 

Die gesetzliche Verankerung von Leitungsdeputaten wird begrüßt, jedoch liegt der 

Sockelbetrag unter dem Wert der Controllingvereinbarung von 1999.  

Große Tageseinrichtungen werden voraussichtlich Stellenanteile für Leitungsperso-

nal verlieren. Hier ist ein Bestandsschutz notwendig. Auch wäre es wünschenswert, 
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zukünftig besondere Bedarfe der Familien (z.B. Armutslagen, nichtdeutsche Famili-

ensprache etc., vgl. Strehmel-Expertise) zu berücksichtigen. 

Die Berechnung der Äquivalente für die Leitung benötigt ebenfalls, so wie die Perso-

nalberechnung, einen Toleranzrahmen. Es kann nicht jährlich die Leitungsstelle an-

gepasst werden. Eine Ergänzung dahingehend, dass die Fehlbelegungsquote nach 

§ 25 Abs. 3 KiTaG-E auch für die Leitungsdeputate gilt, ist anzustreben. 

Es ist unklar, warum in § 22 S. 2 KiTaG-E 40 Stunden wöchentliche Betreuungszeit 

als Teiler für die Berechnung des Leitungsdeputates angesetzt werden. Dieser Teiler 

findet keinen Anknüpfungspunkt in den übrigen im KiTaG-E verwendeten Bezugs-

größen (z.B. 35 Stunden im Sinne von 5 Tage á 7 Stunden Rechtsanspruch oder 39 

Stunden Arbeitszeit je Vollzeitstelle) und wird auch in der Begründung nicht in seiner 

Herkunft erläutert. Hier wäre eine Klarstellung wünschenswert. 

Zur Vermeidung von prekären Beschäftigungsverhältnissen sollte Trägern mit mehre-

ren Einrichtungen die Möglichkeit eingeräumt werden, die Verwaltungsstellen, die im 

übrigen nicht von den Leitungsstellen abgezogen werden sollten, einrichtungsüber-

greifend zu errichten. 

 

8. § 23 KiTaG-E Weiteres Personal in Tageseinrichtungen 

Der Begriff "Hausmeister/Hausmeisterin" sollte aufgenommen werden. 

Wünschenswert ist eine Klarstellung, dass die Trägerhoheit bei der Ausgestaltung 

des konzeptionellen Angebotes und der Refinanzierung weiteren Personals entspre-

chend beachtet wird. 

 

9. § 25 KiTaG-E Zuweisungen des Landes  

Zu § 25 KiTaG-E gibt es in verschiedenen Absätzen problematische Aspekte. 

 

a. § 25 Abs. 1 KiTaG-E 

U. E. ist es erforderlich hier auch sämtliche durch eine etwaige Betriebsschließung 

bzw. Betriebsübergabe entstehende Kosten zu berücksichtigen. 
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b. § 25 Abs. 3 KiTaG-E 

Zu § 25 Abs. 3 KiTaG-E wird begrüßt, dass eine Stichtagsregelung gefunden wurde 

und die Fehlbelegungsquote zukünftig großzügiger ausgestaltet werden soll. Der 

Stichtag soll, ausweislich des Eckpunktepapieres für die Verordnungen, Ende Mai 

liegen. Die Wahl dieses Datums wird begrüßt. Da der Stichtag Bedeutung für die 

Bemessung der Landeszuweisungen hat, ist er wesentlich und sollte daher in das 

Gesetz selbst aufgenommen werden. 

Die angestrebte Summe von 8% Fehlbelegungsquote wird auch kirchlicherseits als 

zu niedrig angesehen, um nicht in Kollision mit der Bereithaltung von Plätzen zur Er-

füllung von Rechtsansprüchen in Widerspruch zu treten und sollte nach oben korri-

giert werden. Die Fehlbelegungsquote sollte im Gesetz geregelt werden, nicht erst in 

der Rechtsverordnung. 

 

c. § 25 Abs. 5f. KiTaG-E Sozialraumbudget 

§ 25 Abs. 5 KiTaG-E sieht zusätzliche Landeszuweisungen zur Deckung von perso-

nellen Bedarfen vor, die in Tageseinrichtungen aufgrund ihres Sozialraums oder an-

derer besonderer Bedarfe entstehen können. Die durch die Zuweisung ermöglichten 

personellen Verstärkungen müssen den Tageseinrichtungen zugeordnet werden, in 

denen sie wirksam werden. 

Vorbehalt des Gesetzes: Das Finanzierungskonzept der Sozialraumbudgetierung 

stellt einen Eingriff in die Berufsfreiheit der nicht beteiligten Personen bzw. nicht be-

teiligten Träger dar. Aufgrund des beschriebenen Eingriffs in die Grundrechte Dritter 

gilt auch hinsichtlich der weiteren Ausgestaltung des Sozialraumbudgets der Vorbe-

halt des Gesetzes. D. h., dass diese Regelungen ebenfalls ins Gesetz aufgenommen 

werden müssen. In § 25 Abs. 6 KiTaG-E ist dagegen lediglich die Ermächtigung des 

fachlich zuständigen Ministeriums vorgesehen, die weiteren Regelungen im Wege 

einer Rechtsverordnung zu bestimmen. Dies dürfte jedoch den hier geltenden ver-

fassungsrechtlichen Vorgaben nicht genügen.   

Autonomie der Träger: Die Trägerautonomie muss beachtet werden. Dies bedeutet, 

dass die freien Träger auch hinsichtlich der Personen, die im Rahmen des Sozial-

raumbudgets eingesetzt werden, Anstellungsträger sein können. Auf diesen Zusam-

menhang möchten wir hier noch einmal gesondert hinweisen. 
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10. Zu § 27 KiTaG-E Leistungen des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhil-

fe 

§ 27 wirft in mehrerer Hinsicht Fragen auf. 

 

a. § 27 Abs. 1 KiTaG-E 

§ 27 Abs. 1 KiTaG-E lautet: "Die Personalkosten, die durch Zuweisungen des Lan-

des gemäß § 25 Abs. 2, Elternbeiträge gemäß § 26 Abs. 2 und Eigenleistungen des 

Trägers der Tageseinrichtung gemäß § 5 Abs. 2 nicht gedeckt sind, werden durch 

Zuwendungen des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe ausgeglichen." 

 Aus Gründen des Vertrauensschutzes und der Planungssicherheit müsste § 27 

Abs. 1 KiTaG-E sicherstellen, dass dem Träger der Tageseinrichtung ein entspre-

chender Anspruch gegen den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe auch 

dann zusteht, wenn eine Rahmenvereinbarung gem. § 5 Abs. 2 KiTaG-E oder eine 

Vereinbarung auf örtlicher Ebene gem. § 5 Abs. 2 KiTaG-E nicht zustande kam. 

Eine zwischenzeitlich diesbezüglich durchgeführte Anfrage beim zuständigen Minis-

terium konnte hier bestehende rechtliche Unsicherheiten nicht aufheben (vgl. E-Mail 

des Ministeriums vom 27.05.2019). Vor diesem Hintergrund regen wir an, die Rege-

lung dahingehend zu überarbeiten, den Anspruch des Einrichtungsträgers gegen den 

Träger der öffentlichen Jugendhilfe, der unabhängig vom Abschluss einer Rahmen-

vereinbarung bzw. einer Vereinbarung auf örtlicher Ebene besteht, ausdrücklich zu 

bennen. 

 

b. § 27 Abs. 2 KiTaG-E 

Die Öffnung in der Formulierung des § 27 Abs. 2 KiTaG-E – von Bau- und Ausstat-

tungskosten zu Kosten – wird begrüßt. Diese Veränderung wird in dem Sinne ver-

standen, dass hier ein Anerkenntnis vorliegt, dass sich die Kosten für den Betrieb 

einer Tageseinrichtung, an denen sich der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhil-

fe zu beteiligen hat, nicht nur in Personal,- Bau- und Ausstattungskosten erschöpfen, 

sondern sämtliche mit dem Betrieb einer Tagesstätte verbundenen Kosten herange-

zogen werden. Wünschenswert wäre es, wenn sich dies in einer ausdrücklicheren 

Formulierung im Gesetzestext niederschlagen würde. 
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11. § 29 KiTaG-E Evaluation 

Es wird angeregt einen Zwischenbericht zur Evaluation in 2025 vorzusehen, um ge-

gebenenfalls notwendige Veränderungen frühzeitig vornehmen zu können. 

 

12. § 31 II KiTaG-E Abweichungen von der Personalquote 

§ 31 II KiTaG-E lautet: „Von den Personalquoten nach § 21 Abs. 3 Satz 2 kann im 

Umstellungsprozess abgewichen werden. Durch eine Abweichung entstehende zu-

sätzliche Personalkosten werden bei der Zuweisung gem. § 25 Abs. 2 Satz 2 nicht 

berücksichtigt“. 

Eine Klarstellung, wie lange der Umstellungsprozess gehen soll, ist begrüßenswert. 

Aus den Übergangsvorschriften ergibt sich, dass § 21 KiTaG-E am 1. Juli 2021 in 

Kraft tritt. Bei systematischer Lesart des § 31 KiTaG-E mit seinen zwei Absätzen, 

scheint „Umstellungsprozess“ ein anderer Zeitraum zu sein, als der für die Mittags-

verpflegung in Absatz 1 angegebene Zeitraum (bis zum Ende der Evaluation). Ande-

re Zäsuren als die durch die Evaluation bzw. durch das schrittweise In-Kraft-Tretens 

des KiTa-ZG in Art. 4 normiert, lassen sich nicht finden. Eine Ergänzung oder Klar-

stellung des § 31 Abs. 2 KiTaG-E ist diesbezüglich wünschenswert. 

§ 31 Abs. 2 S. 1 KiTaG-E dient nach Begründung und Ausführungen des Ministeri-

ums (E-Mail des Ministeriums vom 27.05.2019) dem Schutz bei ggf. erforderlichem 

Personalaufbau, wenn dieser nicht schnell genug voranschreitet. Diese Möglichkeit 

im Umstellungsprozess von der notwendigen Personalquote, sofern diese noch nicht 

vorgehalten werden kann, nach unten abweichen zu können, wird begrüßt.  

§ 31 Abs. 2 S. 2 KiTaG-E beinhaltet eine Risikoverlagerung auf den Träger für den 

Fall, dass eine Einrichtung nach der Neubemessung ab 1. Juli 2021 zu viel Personal 

hat und dieses reduzieren müsste. Ausweislich der Auskunft des Ministeriums, soll 

es „in der Übergangszeit nicht zu einem – gemessen an der neuen Personalbemes-

sung – „übermäßigen“ Aufbau kommen, d.h. ab dem 1.7.2021 wird durch das Land 

gefördert, was als Personalausstattung im Gesetz vorgesehen ist. Das will die Rege-

lung sicherstellen“ (E-Mail des Ministeriums vom 27.05.2019).  

So wie die Norm formuliert ist, betrifft sie jedoch insbesondere den Fall, dass Tages-

einrichtungen sich nach dem neuen Personalschlüssel hinsichtlich des Personals 

verschlechtern und daher Personal abbauen müssten. Diese Passage passt nicht 

zusammen mit den immer wieder getätigten Aussagen, dass sich keine Tagesein-
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richtung personell schlechter stellen müsse. Hierbei auf die Betonung der Aussage 

oder einzelne Akzente in der Satzgestaltung abzustellen, ist unpräzise. Wesentlich 

ist, was bei den freien Trägern, in der Bevölkerung und vor allem in den Medien an-

kommt. Tatsächlich verhält es sich so, dass nach dem neuen Gesetz keinerlei „Be-

standsschutz“ für Personal vorgesehen ist. Wenn sich eine Tageseinrichtung nach 

dem neuen Schlüssel verschlechtert, was nach ersten Modellrechnungen in einer 

nicht geringen Zahl der Fall sein wird, ist sie auf den guten Willen des örtlichen Trä-

gers der Jugendhilfe angewiesen, der den Personalstandard bei der Verteilung des 

Sozialraumbudgets berücksichtigen müsste – was im besten Fall bedeutet, dass 

60% der Kosten aus dem Sozialraumbudget übernommen werden, die übrigen 40% 

wären anderweitig zu finanzieren (vgl. Eckpunktepapier S. 2 ganz unten sowie FAQ 

zum KiTaG-E S. 6 letzter Absatz). Auch ist dies zu kritisieren, da das Sozialraum-

budget ausweislich des Eckpunktepapiers und der Begründung zum KiTa-ZG viele 

Zwecke hat, die an das Umfeld anknüpfen, nicht jedoch den des Bestandsschutzes. 

Ein Personalerhalt ist jedoch zunächst einmal kein dem Sozialraum geschuldeter 

Zweck. 

Hier ist zumindest eine auskömmliche Übergangsregelung zu finden, z.B. in Form 

einer Berücksichtigung des abzubauenden Personals voll oder anteilig bis zum Ende 

des Umstellungsprozesses. 

 

13. Studien und Literatur 

Auf folgende Studien zur Qualität in Kindertagesstätten wird explizit verwiesen: 

Schieler, Schneider: Ermittlung von Zeiten für die mittelbare pädagogische Arbeit und 

Leitungstätigkeiten in Kindertageseinrichtungen im Bistum Limburg; Limburg/Lahn 

2018 

Schneider: Bürokratie und Verwaltungsaufwand in Kitas in Rheinland-Pfalz; Lim-

burg/Lahn 2018 

 

 

Mainz, den 19. Juni 2019 
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ANLAGENVERZEICHNIS: 

- Wiesner, Rechtsgutachten für den Paritätischen Landesverband Rheinland-

Pfalz/Saarland zum Entwurf eines Landesgesetzes über die Weiterentwicklung der 

Erziehung, Bildung und Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Kinder-

tagespflege (Kita-Zukunftsgesetz), Stand 23.09.2018 – Auszüge 

- Huster/Kießling, Gutachten zur Rechtmäßigkeit einzelner geplanter Neuregelungen 

im Finanzierungssystem des Kinderbildungsgesetzes NRW, 2019 - Auszüge 

- BT-Drs. 15/3676 S. 39 

- Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz, Urteil vom 24. Januar 2008 – 7 A10974/07 

–, juris Rn. 21f. 

- Mailwechsel Kath. Büro – Ministerium (E-Mail vom 27.05.2019) 

- „Gut zu Wissen“ den Titel „Rechtsanspruch auf 7 Stunden Betreuung und Mittages-

sen!“ 

 

 

 

 


